
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
BER Deckensysteme GmbH  

 

§ 1 Geltung 
(1) Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote des Verkäufers erfolgen 

ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen Lieferungs- und Zahlungs-
bedingungen. Diese sind Bestandteil aller Verträge, die der Verkäufer mit seinen 
Vertragspartnern über die von ihm angebotenen Lieferungen oder Leistungen 
schließt. Sie gelten auch für alle zukünftigen Lieferungen, Leistungen oder 
Angebote an den Käufer, selbst wenn sie nicht nochmals vereinbart werden.  

(2) Geschäftsbedingungen des Käufers oder Dritter finden keine Anwendung, auch 
wenn der Verkäufer ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widerspricht. Selbst 
wenn der Verkäufer auf ein Schreiben Bezug nimmt, das Geschäfts-bedingungen 
des Auftraggebers oder eines Dritten enthält oder auf solche verweist, liegt darin 
kein Einverständnis mit der Geltung jener Geschäfts-bedingungen.  

§ 2 Angebote und Vertragsabschluss 
(1) Angebote sind freibleibend. Zwischenverkauf und richtige sowie rechtzeitige 

Selbstbelieferung bleiben vorbehalten.  
(2) Lieferfristen gelten nur annährend, es sei denn, dass der Verkäufer verbindliche 

Lieferfristen schriftlich zusagt.  
(3) Verkaufspreise gelten nur dann als Festpreise, wenn sie der Verkäufer schriftlich 

zusagt.  
(4) Proben und Muster gelten als annähernde Anschauungsstücke für Qualität, 

Abmessung und Farbe. 
(5) Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen zwischen Verkäufer und Käufer ist 

der schriftlich abgeschlossene Kaufvertrag, einschließlich dieser Allgemeinen 
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen. Dieser gibt alle Abreden zwischen den 
Vertragsparteien zum Vertragsgegenstand vollständig wieder. Mündliche 
Zusagen des Verkäufers vor Abschluss dieses Vertrages sind rechtlich 
unverbindlich, mündliche Abreden der Vertragsparteien werden durch den 
schriftlichen Vertrag ersetzt, sofern sich nicht jeweils ausdrücklich aus ihnen 
ergibt, dass sie verbindlich fortgelten. 

(6) Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen Vereinbarungen einschließlich 
dieser Allgemeinen Lieferungs- und Zahlungsbedingungen bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform. Mit Ausnahme von Geschäftsführern oder 
Prokuristen sind die Mitarbeiter des Verkäufers nicht berechtigt, hiervon 
abweichende mündliche Abreden zu treffen. Zur Wahrung der Schriftform genügt 
die telekommunikative Übermittlung, insbesondere per Telefax oder per E-Mail, 
sofern die Kopie der unterschriebenen Erklärung übermittelt wird.  

§ 3 Lieferung und Lieferzeit 
(1) Für Lieferungen des Verkäufers ist die Verladestelle Erfüllungsort, bei Anlieferung 

trägt der Käufer die Gefahr. Lieferung erfolgt an die vereinbarte Stelle: bei 
geänderter Anweisung trägt der Käufer die Kosten.  

(2) Lieferung frei Baustelle oder frei Lager bedeutet Anlieferung ohne Abladen unter 
der Voraussetzung einer  mit schwerem Lastzug befahrbaren Anfuhrstraße. 
Verlässt das Lieferfahrzeug auf Weisung des Käufers die befahrbare 
Anfuhrstraße, so haftet dieser für auftretende Schäden. Das Abladen hat 
unverzüglich und sachgemäß durch den Käufer zu erfolgen. Wartezeiten werden 
dem Käufer berechnet.  

(3) Arbeitskämpfe oder unvorhersehbare, außergewöhnliche Ereignisse wie 
hoheitliche Maßnahmen, Verkehrsstörungen usw. befreien den Verkäufer für die 
Dauer ihrer Auswirkungen oder im Falle der Unmöglichkeit voll von der 
Lieferpflicht. 

(4) Gerät der Verkäufer mit einer Lieferung oder Leistung in Verzug oder wird ihm 
eine Lieferung oder Leistung, gleich aus welchem Grunde, unmöglich, so ist die 
Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz nach Maßgabe des § 6 dieser 
Allgemeinen Lieferungs- und Zahlungsbedingungen beschränkt.  

§ 4 Zahlung 
(1) Unsere Rechnungen sind, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, sofort nach 

Erhalt ohne Abzug fällig.  
(2) Leistet der Käufer nach Fälligkeit nicht, so sind die ausstehenden Beträge ab dem 

Tag der Fälligkeit mit 8 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz zu 
verzinsen.   

(3) Wechsel gelten nicht als Barzahlung. Ihre Annahme behalten wir uns für jeden 
Einzelfall vor. Diskontspesen oder sonstige Kosten für Wechsel sowie Risiko ihrer 
Einlösung und etwaige Protestkosten gehen zu Lasen des Bestellers.  

(4) Bei Zahlungsschwierigkeiten des Käufers, insbesondere auch bei 
Zahlungsverzug, Scheck- oder Wechselprotest, ist der Verkäufer berechtigt, 
weitere Lieferungen nur gegen Vorauskasse auszuführen, alle offenstehenden – 
auch gestundeten -  Rechnungsbeträge sofort fällig zu stellen und gegen 
Rückgabe zahlungshalber hereingenommener Wechsel Barzahlung oder 
Sicherheitsleistung zu verlangen.  

(5) Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen sowie die Zurückhaltung von Zahlungen 
durch den Käufer, auch aus früheren oder anderen Rechtsgeschäften der 
laufenden Geschäftsverbindung, ist nur zulässig, soweit die Gegenansprüche 
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.  
§ 5 Mängelrüge, Gewährleistung und Haftung 

(1) Es gelten, auch für den Käufer, der nicht Kaufmann im Sinne des 
Handelsgesetzbuch ist – die Vorschriften der §§377 und 378 des 
Handelsgesetzbuches mit der Maßgabe, dass der Käufer erkennbare Mängel, 
Fehlmengen oder Falschlieferungen binnen 5 Werktagen nach Lieferung, in jedem 
Fall aber vor Bearbeitung oder Einbau schriftlich anzuzeigen hat. 
Transportschäden sind dem Verkäufer unverzüglich mitzuteilen. Bei Anlieferung 
per Bahn, mit Fahrzeugen des gewerblichen Güternah- und Fernverkehrs oder 
durch sonstige Verkehrsträger hat der Käufer die erforderlichen Formalitäten 
gegenüber dem Frachtführer wahrzunehmen. Handelsüblicher Bruch und 
Schwund können nicht beanstandet werden.  

(2) Bei Sachmängeln der gelieferten Gegenstände ist der Verkäufer nach seiner 
innerhalb angemessener Frist zu treffenden Wahl zunächst zur Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung verpflichtet und berechtigt. Im Falle des Fehlschlagens, d.h. 
der Unmöglichkeit, Unzumutbarkeit, Verweigerung oder unangemessenen 
Verzögerung der Nachbesserung oder Ersatzlieferung, kann der Käufer vom 
Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis angemessen mindern.  

(3) Beruht ein Mangel auf dem Verschulden des Verkäufers, kann der Käufer unter 
den in § 6 bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz verlangen.  

§ 6 Haftung auf Schadensersatz wegen Verschuldens 
(1) Die Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz, gleich aus welchem 

Rechtsgrund, insbesondere aus Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter oder 
falscher Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung von Pflichten bei 
Vertragsverhandlungen und unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf 
ein Verschulden ankommt, nach Maßgabe dieses § 6 eingeschränkt. 

(2)    Der Verkäufer haftet nicht im Falle einfacher Fahrlässigkeit seiner Organe,  
        gesetzlichen Vertreter, Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit es    
        sich nicht um eine Verletzung vertragswesentlicher Pflichten handelt.    
        Vertragswesentlich sind die Pflichten zur rechtzeitigen Lieferung und Installation  
        des Liefergegenstandes, dessen Freiheit von Rechtsmängeln sowie von solchen  
        Sachmängeln, die seine Funktionsfähigkeit oder Gebrauchstauglichkeit mehr als 
        nur unerheblich beeinträchtigen, sowie Beratungs-, Schutz- und Obhutspflichten,  
   

 

         die dem Käufer die vertragsgemäße Verwendung des Liefergegenstandes  
         ermöglichen sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von Personal des Käufers  
         oder den Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen Schaden bezwecken.              
(3) Soweit der Verkäufer gemäß § 6 (2) dem Grunde nach auf Schadensersatz haftet,  

ist diese Haftung auf Schäden begrenzt, die der Verkäufer bei Vertragsschluss als 
mögliche Folge einer Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder die er bei 
Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraussehen müssen. Mittelbare 
Schäden und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des Liefergegenstandes sind, 
sind außerdem nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei bestimmungsgemäßer 
Verwendung des Liefergegenstandes typischerweise zu erwarten sind. 

(4)   Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -beschränkungen gelten in gleichem 
Umfang zugunsten der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen 
Erfüllungsgehilfen des Verkäufers.  

(5) Soweit der Verkäufer technische Auskünfte gibt oder beratend tätig wird und diese 
Auskünfte oder Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich 
vereinbarten Leistungsumfang gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter 
Ausschluss jeglicher Haftung. 

(6) Die Einschränkungen dieses § 6 gelten nicht für die Haftung des Verkäufers wegen 
vorsätzlichen Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerkmale, wegen 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder nach dem 
Produkthaftungsgesetz.  

§ 7  Eigentumsvorbehalt 
(1) Die gelieferte Ware bleibt bis zur Bezahlung des Kaufpreises und Tilgung aller aus 

der Geschäftsverbindung bestsehenden Forderungen und der im Zusammenhang 
mit dem Kaufgegenstand noch entstehenden Forderungen als Vorbehaltsware 
Eigentum des Verkäufers. Die Einstellung einzelner Forderungen in eine laufende 
Rechnung oder die Saldoziehung und deren Anerkennung heben den 
Eigentumsvorbehalt nicht auf. 

(2)  Wird Vorbehaltsware vom Käufer zu einer neuen beweglichen Sache verarbeitet, so 
erfolgt die Verarbeitung für den Verkäufer, ohne dass dieser hieraus verpflichtet wird:  
die neue Sache wird Eigentum des Verkäufers. Bei Verarbeitung zusammen mit nicht 
dem Verkäufer gehörenden Waren erwirbt der Verkäufer Miteigentum an der  neuen 
Sache nach dem Verhältnis des Wertes 
der Vorbehaltsware zu der anderen Ware zur Zeit der Verarbeitung. Wird 
Vorbehaltsware mit nicht dem Käufer gehörender Ware gemäß §§ 947, 948 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches verbunden oder vermischt, so wird der Verkäufer 
Miteigentümer entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen. Erwirbt der Käufer 
durch Verbindung oder Vermischung Alleineigentum, so überträgt er schon jetzt an 
den Verkäufer Miteigentum nach dem Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu 
der anderen Ware zur Zeit der Verbindung oder Vermischung. Der Käufer hat in 
diesen Fällen die im Eigentum oder Miteigentum des Verkäufers stehende Sache, die 
ebenfalls als Vorbehaltsware um Sinne der nachfolgenden Bestimmungen gilt, 
unentgeltlich zu verwahren.  

(3) Wird Vorbehaltsware vom Käufer, allein oder zusammen mit dem Verkäufer 
gehörender Ware veräußert, so tritt der Käufer schon jetzt die aus der 
Weiterveräußerung entstehenden Forderungen in Höhe des Wertes der 
Vorbehaltsware mit allen Nebenrechten und Rang von dem Rest ab: der Verkäufer 
nimmt die Abtretungen an. Wert der Vorbehaltswarte ist der Rechnungsbetrag des 
Verkäufers zuzüglich eines Sicherungsaufschlages von 10%, der jedoch außer 
Ansatz bleibt, soweit ihm Rechte Dritter entgegenstehen. Wenn die weiterveräußert 
Vorbehaltsware im Miteigentum des Verkäufers steht, so erstreckt sich die Abtretung 
der Forderungen auf den Betrag, der dem Anteilswert des Verkäufers am 
Miteigentum entspricht.  

(4) Wird Vorbehaltsware vom Käufer als wesentliche Bestandteil in das Grundstück 
eines Dritten eingebaut, so tritt der Käufer schon jetzt die gegen den Dritten oder den, 
den es angeht, entstehenden Forderungen auf Vergütung in Höhe des Wertes der 
Vorbehaltsware mit allen nebenrechten einschließlich eines solchen auf Einräumung 
einer Sicherheitshypothek, mit Rang vor dem Rest ab: der Verkäufer nimmt die 
Abtretung an. Abs. 3 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.  

(5) Wird Vorbehaltsware vom Käufer als wesentliche Bestandteil in das Grundstück des 
Käufers eingebaut, so tritt der Käufer schon jetzt die aus der Veräußerung des 
Grundstückes oder von Grundstücksrechten entstehenden Forderungen in Höhe des 
Wertes der Vorbehaltsware mit allen nebenrechten und mit Rang vor dem Rest ab: 
der Verkäufer nimmt die Abtretung an. Abs. 3 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

(6) Der Käufer ist zur Weiterveräußerung, zur Verwendung oder zum Einbau der 
Vorbehaltsware nur im üblichen, ordnungsgemäßen Geschäftsgang und nur mit der 
Maßgabe berechtigt und ermächtigt, dass die Forderungen im Sinne von Abs. 3,4 
und 5 auf den Verkäufer tatsächlich übergehen. Zu anderen Verfügungen über die 
Vorbehaltsware, insbesondere Verpfändung oder Sicherheitsübereignung, ist der 
Käufer nicht berechtigt.  

(7) Der Verkäufer ermächtigt den Käufer unter Vorbehalt des Widerrufs zur Einziehung 
der gemäß Abs. 3,4 und 5 abgetretenen Forderungen. Der Verkäufer wird von der 
eigenen Einziehungsbefugnis keinen Gebrauch machen, solange der Käufer seinen 
Zahlungsverpflichtungen, auch gegenüber Dritten, nachkommt. Auf Verlangen des 
Verkäufers hat der Käufer die Schuldner der abgetretenen Forderungen zu 
benennen, und diesen die Abtretung anzuzeigen: der Verkäufer ist ermächtigt, den 
Schuldnern die Abtretung auch selbst anzuzeigen. 

(8) Über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Dritter in die Vorbehaltsware oder in die 
abgetretenen Forderungen hat der Käufer den Verkäufer unverzüglich unter 
Übergabe der für den Widerspruch notwendigen Unterlagen zu unterrichten.  

(9) Mit Zahlungseinstellung, Beantragung oder Eröffnung der Insolvenz, eines 
gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleichsverfahren erlöschen das Recht zur 
Weiterveräußerung, zur Verwendung oder zum Einbau der Vorbehaltsware und die 
Ermächtigung zum Einzug der abgetreten Forderungen: bei einem Scheck- oder 
Wechselprotest erlischt die Einzugsermächtigung ebenfalls.  

(10) Übersteigt der Wert der eingeräumten Sicherheiten die Forderungen um mehr als 
20%, so ist der Verkäufer insoweit zur Rückübertragung oder Freigabe nach seiner 
Wahl verpflichtet. Mit Tilgung aller Forderungen des Verkäufers aus der 
Geschäftsverbindung gehen das Eigentum an der Vorbehaltsware und die 
abgetretenen Forderungen an den Käufer über.  

§ 8  Gerichtsstand 
(1) Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandvereinbarung nach § 38 der 

Zivilprozessordnung vor, ist Gerichtsstand für alle Ansprüche der Vertragsparteien, 
auch für Wechsel- und Scheckklagen, Paderborn 

(2) Ist der Vertragspartner nicht Vollkaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches, so 
ist Gerichtstand für das Mahnverfahren Paderborn.  

§ 9 Schlussbestimmungen 
(1) Die Beziehungen zwischen dem Verkäufer und Käufer unterliegen ausschließlich 

dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen über Verträge über den Internationalen Warenkauf vom 11. April 1980 
(CISG) gilt nicht. 

(2) Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
Regelungslücken enthalten, gelten zur Ausfüllung dieser Lücken jeweils diejenigen 
rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, welche die Vertragspartner nach den 
wirtschaftlichen Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck dieser Allgemeinen 
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen vereinbart hätten. 


